
Protokollierung der Fragen zum Flächenpooling (Pooling-Veranstaltung Weiden-Ost 25.09.2025) 
 

Wird der Weg, der zur Erschließung eines potenziellen Windparks benötigt wird und nicht in der Poolfläche 
liegt, auch vergütet?  
Ja, da diese Wege benötigt werden, wird deren Fläche auch vergütet, allerdings nach marktüblichen Sätzen, siehe 

Landwirtschaftskammern etc. Es ist eine Zuwegung von etwa 4,5 m Breite zuzüglich einer Böschung zur Entwäs-

serung nötig (gerader Weg insgesamt ca. 5,5 m Breite; bei einer Kurve entsprechend dem Radius noch ein Über-

flug an Fläche), teilweise muss der Weg auch versiegelt bleiben. Vergütung erfolgt je nach Situation, ob temporär 

oder dauerhalft nach marktüblichen Sätzen bzw. kann die Fläche auch abgekauft werden. Diese Vergütung von 

Zuwegungen außerhalb der Poolflächen wird in eigenen Nutzungsverträgen geregelt. Die Ausweisung/Bestim-

mung von Zuwegungen kann erst bei konkreten Planungen erfolgen, was zum jetzigen Zeitpunkt der Flächensi-

cherung noch viel zu früh ist. Sollte die Flächensicherung gelingen, wird das Stadtplanungsamt/Baudezernat ge-

meinsam mit den Grundstückseigentümer*innen der betroffenen Flächen eine Zuwegung transparent erarbeiten, 

vorausgesetzt die jeweiligen Eigentümer*innen bringen sich entsprechend ein, um die umweltschonendste Er-

schließung ermöglichen zu können. 

Müssen die Grundstückseigentümer*innen eine Haftpflichtversicherung für Flur- und Kulturschäden ab-
schließen?  
Nein, nur die Eigentümerin/Betreiberin der Windenergieanlagen. 

Ist Nutzungsentgelt und Stromerlös das Gleiche?  
Nein, das Nutzungsentgelt ist ein prozentualer Anteil am Stromerlös. 

Wenn ein Windrad aus irgendwelchen Gründen nicht mehr betrieben werden kann und vorzeitig abgebaut 
wird, ändert sich dann auch die Vergütung? 
Ja, die Vergütung der betroffenen Fläche ändert sich entsprechend der aktuellen Art der Nutzung. Dieser Fall kann 

vorkommen, ist aber sehr unwahrscheinlich. 

Wie weit muss der Abstand einer Windenergieanlage von einem Horst (Nest eines Großvogels/Greifvo-
gels) entfernt sein?  
Hierzu gibt es keine fixen Regelungen. Es werden im Genehmigungsverfahren zusammen mit der Unteren Natur-

schutzbehörde Abstände und Schutzmaßnahmen für jeden Einzelfall definiert. 

Wird die Poolingfläche mehrmals vergütet?  
Nein, eine Fläche wird in diesem Vertrag nur einmal (je nach Nutzungsart) vergütet. Die Fläche für ein Fundament 

z.B. wird nur einmal mit dem Prozentsatz für eine „dauerhaft überbaute Fläche“ vergütet und nicht zusätzlich noch 

nach „Flächenausschüttung“. 

Ist der § 9 Absatz 3 nicht ein Widerspruch zu § 4 Absatz 8?  
Nein. § 4 Absatz 7 regelt, dass „bei Beendigung dieses Vertrags die Betreiberin verpflichtet ist, die Dienstbarkeiten 

und Vormerkungen unverzüglich löschen zu lassen“. D.h. ab Vertragsende bzw. mit Ablauf der 30 Jahre, sofern 

diese erreicht werden, muss diese Dienstbarkeit gelöscht werden (Verpflichtungsklausel). § 4 Absatz 8 ist eine 

weitere Absicherung (automatisches Erlöschungsrecht). Nach § 544 BGB besteht nach 30 Jahren immer ein au-

ßerordentliches Kündigungsrecht. 

Sind die Rückbaukosten in der angegebenen Höhe von 40.000,00 € je MW installierter Leistung nicht zu 
gering?  
Diese Kostenschätzung gilt heute, der Preis in 20 Jahren kann heute nur erahnt werden. Zur Absicherung gibt es 

daher die Klausel, dass nach 15 Jahren und dann alle 5 Jahre die Bürgschaft ggf. in der Höhe angepasst wird. 

 

 



Ist der Vertrag noch gültig im Falle eines Betreiberwechsels?  
Hier muss zwischen zwei Fällen unterschieden werden: 

1. Fall: Verträge werden weiterverkauft bzw. Betreiberin wechselt: die neue Betreiberin muss den bestehenden 

Vertrag mit den bestehenden Pflichten erfüllen. 

2. Fall: Betreiberin ist insolvent: Bank springt ein bzw. sucht sich eine neue finanzstarke Betreiberin, die in den 

Vertrag eintritt. Alle Pflichten im bestehenden Vertrag müssen weiterhin erfüllt werden. 

Kann es passieren, dass die Grundstückseigentümer*innen später für den Rückbau einer Windenergiean-
lage aufkommen müssen, wenn die Rückbauverpflichtungen der Betreiberin aus irgendeinem Grund nicht 
mehr bestehen?  
Nein, dafür gibt es eine Rückbausicherheit im Vertrag. Im Fall einer Insolvenz wird die Bank in den Vertrag eintre-

ten oder eine finanzstarke Betreiberin suchen, die in den Vertrag eintritt. 

Warum fällt die Frist zur Vertragsunterzeichnung auf den 16.01.2026 – was ist der Grund? 
Es gibt keinen entscheidenden Grund - die Frist kann angepasst werden, wenn viele Grundstückseigentümer*in-

nen weitere Zeit benötigen. An der Frist soll es nicht scheitern, wir bitte aber um entsprechende Rückmeldung. 

Der Entscheidungsprozess über die Beteiligung der Grundstückseigentümer*innen am Flächenpooling soll aber 

nicht unnötig in die Länge gezogen werden. Zum Hintergrund: 

 

1. Projektierer versuchen ebenfalls, sich Flächen zu sichern. Jegliches Mitspracherecht zum Wohle Aller geht 

verloren, wenn die Rechte der Flächen nicht in kommunaler Hand liegen, z.B. Beteiligungsmöglichkeiten für Bür-

ger*innen. 

2. erst nach der Flächensicherung kann mit einer Vorplanung für einen Windpark gestartet und geprüft werden, 

ob Windenergieanlagen wirtschaftlich zu betreiben sind unter Berücksichtigung umweltrechtlicher und weiterer 

Faktoren.  

3. politische Vertreter*innen können über den Verwaltungsrat Einfluss auf die Stadtwerke nehmen und den Bau 

von Windenergieanlagen ablehnen. Die Flächensicherung ist unabhängig von den anstehenden Kommunalwahlen 

und von der Rechtswirksamkeit des Regionalplans.  

 

Die Stadtverwaltung weist den geäußerten Verdacht von sich, die Flächensicherung „noch schnell“ durchführen 

zu wollen, um vor Rechtswirksamkeit des Regionalplans einen Genehmigungsantrag nach Bundesimmissions-

schutzgesetz (BImschG) stellen zu können, der dann Bestandsschutz hätte. Ein Antrag nach BImschG kann erst 

gestellt werden, wenn der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen sicher erscheint. Dazu müssen Vorun-

tersuchungen durchgeführt wurden, wie z.B. Windmessungen, Umweltgutachten etc. Von einem Genehmigungs-

antrag sind wir derzeit noch sehr weit entfernt. 

Für das potenzielle Vorranggebiet bei Rothenstadt wurde lediglich ein Antrag auf Vorbescheid zur Klärung einzel-

ner Fragestellungen (wie in dem Fall militärische Belange) gestellt, der eine Vorstufe für einen Bauantrag darstellt. 

Müssen die Grundstückseigentümer*innen weiterhin Grundsteuer bezahlen, wenn man sich dem Flächen-
pooling anschließt?  
Ja, aber nur in der bisherigen Höhe. Die Erhöhung der Grundsteuer auf Grund einer Windenergieanlage zahlt die 

Windparkbetreiberin. 

 


